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VIT.
Wahlvorschläge

§ 31
(1) Die Bezirks-, Kreis-, Stadt-, Stadtbezirks- und 

Gemeindewahlaussdiüsse fordern spätestens am 
35. Tage vor dem Wahltag durch öffentliche Bekannt­
machung zur Einreichung von Wahlvorschlägen auf.

(2) Die Wahlvorschläge für die Bezirkstage, die 
Kreistage, die Stadtverordnetenversammlungen, die 
Stadtbezirksversammlungen und Gemeindevertretun- 
gen stellen die demokratischen Parteien und Massen­
organisationen auf. Sie haben das Recht, ihre Vor­
schläge zu dem gemeinsamen Vorschlag der Natio­
nalen Front des demokratischen Deutschland zu ver­
einigen.

(3) Ein Kandidat kann für die Wahl einer örtlichen 
Volksvertretung der gleichen Stufe nur in einem 
Wahlkreis kandidieren.

(4) Die Kandidaten dürfen nicht dem Wahlausschuß 
ihres Wahlkreises angehören. Dies gilt nicht, wenn der 
Gemeindewahlaü6schuß gern. § 23 Abs. 1 zugleich die 
Funktion des Wahlausschusses des Wahlkreises wahr­
nimmt.

§ 32
Einreichung der Wahlvorschläge

(1) Die Wahlvorschläge sind bei dem Wahlausschuß 
des Wahlkreises, für den die Vorschläge abgegeben 
werden, spätestens 20 Tage vor dem Wahltag einzu­
reichen.

(2) In dem Wahlvorschlag sollen die Kandidaten mit 
Zu- und Vornamen, Geburtstag und -ort aufgeführt 
sowie ihr Beruf und ihre Wohnung angegeben werden.

(3) Mit dem Wahlvorschlag sind einzureichen:
1. die schriftliche Zustimmung des Kandidaten zu 

seiner Kandidatur sowie eine Erklärung, daß er 
für die Wahl einer örtlichen Volksvertretung der 
gleichen Stufe nur in einem Wahlkreis kandi­
dieren wird;

2. eine Bescheinigung des Bürgermeisters bzw. des 
Vorsitzenden des Rates des Stadtbezirks über die 
Wählbarkeit des Kandidaten.

§ 33
Nachfolgekandidaten

(1) Jeder Wahlvorßchlag muß außer den Kandidaten 
für die örtlichen Volksvertretungen auch Nachfolge­
kandidaten enthalten, wobei die Zahl der Nachfolge­
kandidaten mindestens ein Drittel der Zahl der Kandi­
daten betragen soll.

(2) Die Nachfolgekandidaten werden zusammen mit 
den Abgeordneten gewählt und treten bei Mandats­
verlust von Abgeordneten an deren Stelle.

(3) Die Namen der Nachfolgekandidaten sind auf 
dem Wahlvorschlag gesondert aufzuführen und als 
solche zu kennzeichnen.

(4) Die Vorschriften der §§ 31 und 32 gelten ent­
sprechend für die Nachfolgekandidaten.

§ 34
Entscheidung über die Zulassung der Wahl Vorschläge

(1) Spätestens am 18. Tage vor der Wahl hat der 
Wahlausschuß des Wahlkreises über die Zulassung der 
Wahlvorschläge in öffentlicher Sitzung zu entscheiden.

(2) Entspricht der Wahlvorschlag nicht den gesetz­
lichen Erfordernissen, so hat der zuständige Wahl­
ausschuß des Wahlkreises zur Behebung der Mängel

eine Frist bis spätestens 14 Tage vor der Wahl zu 
setzen, um nach Ablauf dieser Frist endgültig über 
den Wahlvorschlag zu entscheiden.

(3) Gegen den Beschluß des Wahlausschusses des 
Wahlkreises, einen Wahlvorschlag nicht zuzulas6en, 
steht dem betreffenden Ausschuß der Nationalen Front 
der Einspruch an den zuständigen Bezirks-, Kreis-, 
Stadt-, Stadtbezirks- bzw. Gemeindewahlausschuß zu, 
dessen Entscheidung endgültig ist.

(4) Dasselbe Einspruchs- und Beschwerderecht ist 
auch für den Fall gegeben, daß der Bürgermeister bzw. 
der Vorsitzende des Rates des Stadtbezirks die Er­
teilung der Bescheinigung nach § 32 Abs. 3 Ziff. 2 ver­
weigern.

§ 35
Ausscheiden eines Kandidaten

(1) Wenn ein Kandidat vor der Wahl ausscheidet, ist 
der betreffende Ausschuß der Nationalen Front be­
rechtigt, bis spätestens 5 Tage vor dem Wahltag einen 
anderen Kandidaten zu benennen.

(2) Das Ausscheiden des Kandidaten wird durch Be­
schluß des zuständigen Wahlausschusses des Wahl­
kreises festgestellt und vom zuständigen Wahlausschuß 
bestätigt. In der gleichen Weise erfolgt auch die Ent­
scheidung über die Aufnahme eines neuen Kandidaten 
in den Wahlvorschlag.

§ 36
Bekanntmachung der Wahlvorschläge

(1) Der Wahlausschuß des Wahlkreises teilt seine 
Entscheidung über die Wahlvorschläge seines Wahl­
kreises gern. § 34 Abs. 1 innerhalb von 3 Tagen und 
die Entscheidung gern. § 34 Abs. 2 dem für ihn 
zuständigen Wahlausschuß am folgenden Tage mit.

(2) Der zuständige Bezirks-, Kreis-, Stadt-, Stadt­
bezirks- bzw. Gemeindewahlausschuß bestätigt späte­
stens 10 Tage vor dem Wahltag die Wahl Vorschläge 
für die Wahl zu der betreffenden Volksvertretung.

(3) Die Wahl Vorschläge werden von dem zuständigen 
Wahlausschuß spätestens am folgenden Tage nach der 
Beschlußfassung über ihre Bestätigung öffentlich be­
kanntgemacht.

VIII.
Vorstellung der Kandidaten

§ 37
(1) Die Kandidaten und Nachfolgekandidaten sind 

verpflichtet, sich in ihrem Wahlkreis in Wählerver- 
sammlungen den Wählern vorzustellen, Auskunft über 
ihre bisherige gesellschaftliche Tätigkeit, ihre künftige 
Mitarbeit in der Volksvertretung und die Erfüllung 
der ihnen als Abgeordneten obliegenden Pflichten zu 
geben. Die Wähler sind berechtigt, die Absetzung von 
Kandidaten von den Wahl Vorschlägen vorzuschlagen.

(2) Im Falle der Absetzung von Kandidaten von den 
Wahlvorschlägen ist nach § 35 zu verfahren.

IX.
Wahlhandlung

§ 38
Die Wahlhandlung ist öffentlich. Die Wahlen dauern 

in der Regel von 6 bis 20 Uhr. In Ausnahmefäilen 
kann die Frist durch den zuständigen Wahlausschuß 
bis 22 Uhr verlängert werden.

§ 39 
Stimmzettel

(1) Die Stimmabgabe erfolgt auf amtlichen Stimm­
zetteln, die für jeden Wahlkreis gesondert hergestellt 
werden.


